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Das Thema »Wohnen in der Stadt zu bezahlbaren Preisen« hat momentan in öffentlichen, 
fachlichen und politischen Diskursen gleichermaßen wieder Konjunktur, nachdem in den ver-
gangenen beiden Jahrzehnten der Wohnungsversorgung als öffentliches Handlungsfeld wenig 
Aufmerksamkeit zuteil wurde. Täglich sind Schlagzeilen wie »Deutschland droht Wohnungs-
not« zu lesen, der zuständige Bundesminister schickt mahnende Worte in Richtung der Länder 
und die Politik setzt das »Wohnen« wieder ganz oben auf die Liste der Wahlkampfthemen. Der 
unmittelbare Handlungsdruck äußert sich in erster Linie auf der lokalen Ebene – und hier vor 
allem in den Großstädten und Ballungsräumen. 
Wohnungsknappheit in Großstädten – was tun?
Besonders in Städten mit wachsenden Ein-
wohnerzahlen wie beispielsweise Berlin, 
Hamburg oder München, aber auch in Köln 
oder Düsseldorf besteht ein hoher Nachfra-
gedruck – die Preise steigen kontinuierlich. 
Viele Haushalte mit geringem und auch mitt-
lerem Einkommen haben Schwierigkeiten, 
Wohnraum zu finden, der ihrem Budget und 
ihren Wohnvorstellungen in Qualität und 
Lage entspricht. Bezahlbarer Wohnraum wird 
zur Mangelware und das Gefälle zwischen 
den verschiedenen Wohnlagen wächst – nach 
dem vereinfachten Muster teure Mitte und 
preiswerter Rand.
Dieser Beitrag geht zunächst auf die an-
gespannte Wohnungsmarktsituation in 
deutschen Großstädten ein, thematisiert die 
Handlungsspielräume auf der lokalen Ebene 
und zeigt letztlich, exemplarisch an einigen 
ausgewählten Ansätzen, wie eine zeitgemäße 
städtische Wohnungspolitik im Sinne dau-
erhafter Daseinsvorsorge gestaltet werden 
könnte.
Wohnungsnot? – nicht überall, 
aber überall anders
Der aktuelle Wohnungsengpass in den pro-
sperierenden Städten und Regionen ist aus 
einer Gemengelage verschiedener Ursachen 
und Auslöser entstanden. Öffentliche Hand-
lungsdefizite, strukturelle Veränderungen auf 
dem Wohnungsmarkt und die Auswirkungen 
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chen etwa standen – rein quantitativ betrach-
tet – den 749.637 Haushalten 750.531 Woh-
nungen (Zahlen von 2010) gegenüber (vgl. 
LHM, 2011). Erst die zusätzliche Erfassung 
(qualitativer) Kategorien wie Lage, Größe, 
Ausstattung und vor allem die Bezahlbarkeit 
machen die Engpässe auf dem Wohnungs-
markt deutlich.
 π In Deutschland lagen die Mieten (Net-
tokaltmiete im Jahr 2012) im Mittel bei 5,51 
EUR/m2 – eine Tatsache, die den Vizepräsi-
denten des Immobilienverbandes (VDI) ver-
anlasst vom »Mietenmythos in Wahlkampfzei-
ten« zu sprechen (vgl. ScHick, 2013). Ein Blick 
auf einzelne Großstädte zeigt ein deutlich 
höheres Mietniveau: in Hamburg liegen die 
Mieten im Mittel bei 7,39 EUR/m2 und in 
München bei 9,74 EUR/m2. Die in dem Mit-
telwert verborgenen Erst- und Wiedervermie-
tungsmieten liegen hier mittlerweile im Be-
reich von 14 bis 16 EUR/m2 (vgl. F+B, 2013).
 π »Großstädte ab 500.000 Einwohnern [...] 
waren nach Angaben der Bundesregierung im 
Zeitraum 2007 bis 2010 im Vergleich zu allen 
anderen Städten von überdurchschnittlichen 
Mietpreissteigerungen betroffen. Die Erst- und 
Wiedervermietungsmieten stiegen dort um 
durchschnittlich 3,1 % pro Jahr« (DeutScHer 
BunDeStag, 2011). Besonders deutliche Stei-
gerungen findet man in Hamburg (+5,8 %) 
oder Berlin (+8,4 %) (vgl. iMMoBiLienScout24, 
2012). Berlin ist zwar mit durchschnittlichen 
Mieten von 5,99 EUR/m2 in Berlin West (vgl. 
F+B, 2013) von den Spitzenmieten in anderen 
Großstädten noch weit entfernt, doch zeigt 
ein Vergleich des Wohnkostenanteils am Netto-
einkommen, dass hier eine in etwa gleiche Be-
lastung der Haushalte wie in München und 
Hamburg besteht.
 π Die hohen Mietpreise werden gemeinhin 
als Folge der hohen Immobilien- und Grund-
stückspreise gesehen. Dabei liegen die Preise 
für Bauland auf sehr unterschiedlichem Ni-
veau: Während man in Ostdeutschland ledig-
lich 60 EUR/m2 zahlt, werden in Süddeutsch-
land im Durchschnitt 600 EUR/m2 Bauland 
gezahlt (vgl. BBSr 2011, 146). Auch die Kauf-
preise für eine Eigentumswohnung ab dem 
Baujahr 2000 differieren erheblich: im 3. 
Quartal 2012 lagen sie in Bremen oder Leip-
zig im Durchschnitt noch unter 2.000 EUR/
m2, in Stuttgart oder Hamburg bei circa 3.200 
EUR/m2 und in München, der teuersten Stadt 
Deutschlands, bei 4.591 EUR/m2 (vgl. StatiS-
tica, 2013). Diese Preise verdeutlichen, dass 
Haushalte mit mittlerem Einkommen kaum 
in der Lage sind, in den letztgenannten Städ-
ten vom Mietwohnungsmarkt auf den Ei-
der globalen Finanzmarktkrise haben die Ver-
hältnisse auf den örtlichen Wohnungsmärk-
ten in den vergangenen Jahren zunehmend 
unübersichtlich werden lassen. Infolge der 
weltweiten Geld- und Finanzmarktkrise kam 
in den letzten drei Jahren wieder neue Bewe-
gung in den bundesdeutschen Immobilien-
markt. Die Suche nach alternativen, sicheren 
Geldanlagen – die »Flucht ins Betongold« von 
professionellen Unternehmen und Kleinanle-
gern gleichermaßen – führte auf dem Immo-
bilienmarkt speziell in guten Lagen schnell 
zu Engpässen und enormen Preissteigerun-
gen, die aktuell auf die Mieten durchschlagen 
(vgl. BüHren, 2012; ZyDra, 2012).
Auf den regionalen Wohnungsmärkten 
führten die beschriebenen Entwicklungen 
angesichts verschiedener Ausgangsbedingun-
gen, vor allem dem Nebeneinander von wirt-
schaftlichem und demografischem Wachsen 
und Schrumpfen, aber auch unterschiedli-
cher Politik- und Planungskulturen zu sehr 
unterschiedlichen Wohnungsnöten. Diese 
Entwicklungen werden in zahlreichen jüngst 
entstandenen Studien mit bundesweiter, regi-
onaler oder lokaler Perspektive (vgl. u. a. PeS-
teL, 2012; BBSr, 2011) aufbereitet. Während 
in der öffentlichen Berichterstattung häufig 
generalisierend von »der Wohnungsnot« 
die Rede ist, erlauben die Daten und Fakten 
eine differenzierte Betrachtung und zeigen 
die Spannbreite der Problemlagen. Dazu bei-
spielhaft einige Schlaglichter:
 π Im Querschnitt handelt es sich nicht um 
eine strukturelle Wohnungsnot, findet man 
doch selbst in Städten mit besonders ange-
spannten Märkten ein nahezu ausgeglichenes 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage. In Mün-
Köln Rheinauhafen – teuerste 
Wohnlage
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gentumsmarkt auszuweichen. Es gibt in den 
wachsenden Großstädten in der augenblickli-
chen Situation kaum Wahlfreiheit, weder für 
Geringverdiener noch für Haushalte mit mitt-
leren Einkommen. 
Das Stichwort im Umgang mit der so genann-
ten neuen Wohnungsnot in den Städten sollte 
»Differenzierung« heißen – soweit das An-
liegen der bisherigen Ausführungen. Lokale 
Rahmenbedingungen, Problemlagen und 
Entwicklungsprozesse erfordern nicht nur 
eine fundierte analytische, ortsbezogene Ba-
sis, sondern auch passgenaue Lösungsansät-
ze und Strategien, die den kommunalen Fi-
nanzbudgets und Akteurskonstellationen vor 
Ort entsprechen sollten (vgl. BBSr/BMVBS, 
2010; MBV nrW, o. J.).
Wohnungsversorgung – kommunale 
Handlungsprogramme
In der Diskussion um die Verantwortung der 
öffentlichen Hand für die Wohnraumversor-
gung scheint insbesondere die Zuständigkeit 
der lokalen Ebene an Bedeutung zu gewinnen, 
was vielerorts angesichts angespannter Haus-
haltslagen und der jahrelangen »Abstinenz« 
in diesem Themenfeld einer Überforderung 
gleichkommt. Die lokale Wohnungspolitik ist 
nach wie vor auf eine rahmensetzende För-
derpolitik seitens der Bundes- und Landes-
ebene mit langfristig verlässlichen Leitplan-
ken angewiesen.
Trotz schwieriger Ausgangsbedingungen 
versuchen zahlreiche Städte mit kommuna-
len Programmen eine Strategie zur Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums zu entwickeln. Als 
notwendige Voraussetzungen für die Entwick-
lung kommunaler Wohnraumprogramme 
gelten: Kenntnisse des Wohnungsmarktes, 
Verankerung in der Verwaltung, politisches 
Bekenntnis sowie die Kooperation mit der 
örtlichen Wohnungswirtschaft und Umset-
zungsorientierung. Die Inhalte kommunaler 
Programme können sich auf verschiedene 
Handlungsfelder der Wohnungspolitik bezie-
hen, angefangen bei wohnungswirtschaftli-
chen, über städtebauliche bis hin zu sozialpla-
nerischen und planungsrechtlichen Ansätzen 
(vgl. BBSr/BMVBS, 2010; MBV nrW, o.J.; 
Borchard, 2011).
So verschieden die Rahmenbedingungen 
in den Städten sind, so vielfältig sind auch die 
bislang entstandenen Konzepte und Hand-
lungsprogramme. Gemeinsam sind eine 
»fachlichanalytische Grundlage zur Woh-
nungsmarktsituation« und darauf aufbauend 
»konzeptionell-strategische Aussagen zur er-
warteten und gewünschten Wohnungsmarkt-
entwicklung« (BBSr/BMVBS 2010, 9).
Die meisten kommunalen Programme 
verfolgen eine Doppelstrategie, einerseits 
bezahlbaren Wohnraum für untere Einkom-
mensschichten zu sichern, anderseits aber 
auch Haushalte mit mittleren Einkommen 
zu fördern. Die Bestandsentwicklung ist in 
allen Städten die Basis für eine sozialorien-
tierte Wohnungsversorgung; oft in der Kom-
bination von Bestandsschutz – durch die 
konsequente Anwendung des rechtlichen 
Instrumentariums – und integrierten städ-
tebaulichen Programmen. Der verbliebene 
»gebundene« Wohnungsbestand spielt als so 
genannte »Eingriffsreserve« in allen Städten 
eine zentrale Rolle bei der Versorgung von 
benachteiligten Bevölkerungsschichten mit 
bezahlbarem Wohnraum.
Einzelne Städte – allen voran München 
– sind in der Lage eigene städtische Förder-
programme für den Wohnungsneubau aufzu-
legen. Allein durch die Objektförderung und 
eine flankierende sozialorientierte Bodenpoli-
tik können die Neubaumieten auch hier nicht 
so weit reduziert werden, dass sie für Gering-
verdiener bezahlbar wären. In fast allen Städ-
ten ist (oder wird zukünftig) die zunehmende 
Flächenknappheit ein Thema.
Die kommunalen wohnungspolitischen 
Handlungsprogramme haben sich nach 
gängiger Expertenmeinung als ein unver-
zichtbares wohnungs- und stadtentwick-
lungspolitisches Instrument etabliert, das als 
Informations- und Entscheidungsinstrument 
dient (vgl. BBSr/BMVBS, 2010: 2). Eine un-
Erfurt – Leerstand in der 
Innenstadt 2008
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zureichende Datenlage, mangelhafter ver-
waltungsinterner oder politischer Rückhalt, 
fehlendes Engagement der wohnungswirt-
schaftlichen Akteure oder begrenzte perso-
nelle und finanzielle Ressourcen gelten als 
Hemmnisse bei der Erstellung oder Umset-
zung der wohnungspolitischen Programme 
(vgl. BBSr/BMVBS, 2010: 3).
Wohnungsprogramme – neue 
(alte) Wege gehen...
Es zeigt sich jedoch, dass auch die Städte, 
die in ihren kommunalen Programmen das 
(klassische) Repertoire ausschöpfen, an die 
Grenzen der Wirksamkeit stoßen: die Preise 
steigen weiter, Gentrification führt in den in-
nerstädtischen Wohn- und Mischgebieten zur 
Verdrängung, neue Flächenpotenziale sind 
kaum noch innerstädtisch zu erschließen und 
die städtischen Haushaltsmittel werden zuse-
hends knapper. All dies bietet Anlass, grund-
sätzlicher über Handlungserfordernisse und 
Interventionen nachzudenken. Dazu müs-
sen aber keinesfalls neue Instrumente, Ver-
fahren oder Maßnahmen erfunden werden, 
sondern häufig muss nur Altes neu entdeckt 
und Eingespieltes modifiziert oder passge-
nauer kombiniert werden. Zu den einzelnen 
unterschiedlichen Instrumentarien gibt es 
eine lange ideologiebesetzte »Pro und Contra-
Debatte«, die besonders in Wahlkampfzeiten 
wieder neu entfacht wird – dieser Beitrag geht 
darauf nicht weiter ein. Im Folgenden wird 
vielmehr auf vier relevante Handlungsfelder 
verwiesen. Die hier nur kurz skizzierten An-
sätze sollen zeigen, wie Städte in der aktuell 
angespannten Marktsituation vorhandene 
Handlungsspielräume nutzen.
... Förderung modifizieren
In der Bundesrepublik hatte sich seit der 
Nachkriegszeit ein differenziertes Förde-
rungssystem entwickelt, das sich mit dem 
Einsatz von Bundes- und Landesmitteln zwi-
schen der Objekt- und der Subjektförderung 
aufspannte – stets durch eine Debatte über 
das Für und Wider der einzelnen Elemente 
begleitet. Die Bereitstellung von städtischen 
Mitteln für den Wohnungsbau bildete eher die 
Ausnahme. Im europäischen Vergleich steht 
bis heute die Stadt Wien für den »Gemeinde-
wohnungsbau« – auch aktuell ist Wien noch 
Spitzenreiter mit dem Einsatz von Mitteln für 
fast 7.000 geförderte Neubauwohnungen pro 
Jahr (vgl. BBr 2006).
Aber auch deutsche Städte setzen nach 
wie vor auf den öffentlich geförderten Woh-
nungsneubau und stecken zusätzlich zur Lan-
desförderung umfangreiche städtische Mittel 
in den Wohnungsbau, so z. B. München mit 
aktuell 160 Mio. EUR pro Jahr. Über die Jahre 
hinweg ist in München ein breit gefächertes 
Förderpaket für Bestand und Neubau entstan-
den, das auch mittlere Einkommensschichten 
bedient und unterschiedliche Komponenten 
der Förderung geschickt kombiniert.
So zeigt die Eigentumsorientierte Förderung 
(EOF) von Mietwohnraum – als Fördermix aus 
drei Grundkomponenten – wie es gelingen 
kann, Neubaumieten auch für unterschiedli-
che Nachfragetypen erschwinglich zu gestal-
ten. Das Prinzip besteht aus drei Förderele-
menten: einem objektabhängigen Baudarlehen, 
einem belegungsabhängigen Baudarlehen, des-
sen Höhe von der anfänglichen Einkom-
mensstufe des Mieterhaushaltes abhängt und 
einem einkommensabhängigen Zuschuss, der 
die Differenz zwischen zumutbarer Miete 
und höchstzulässiger Miete ausgleicht (vgl. 
LHM, 2013).
Dieses Programm ist in München nur 
ein Baustein eines ausgereiften städtischen 
Handlungsprogramms (Wohnen in München), 
zu dem auch die inzwischen weit über die 
Grenzen Münchens hinaus gerühmte Sozial-
gerechte Bodennutzung (SoBoN) gehört.
Jenseits der Grundsatzdebatte, ob es sinn-
voll ist, angesichts begrenzter Ressourcen 
(teuren) Neubau in teuren Lagen mit öffent-
lichen Mitteln zu finanzieren und zu fördern, 
zeigt der Münchner Ansatz den Versuch, 
(temporären) örtlichen Angebotslücken mit 
einem passgenauen Förderansatz zu begeg-
nen sowie Objekt- und Subjektförderung 
sinnvoll zu kombinieren – das kann auch 
ohne den Einsatz zusätzlicher städtischer Mit-
tel gelingen. 
Die Verlagerung der Wohnungsbauförde-
rung auf die Landesebene bietet die Chance, 
regional passende Programme mit flexib-
len Förderichtlinien zu entwickeln, um auf 
wechselnde Problemlagen in den Städten zu 
reagieren. Politische Debatten, die zwischen 
Objekt- und Subjektförderung, Eigentum 
und Miete, Bestand und Neubau polarisieren, 
helfen derzeit nicht weiter. Angesichts be-
grenzter Fördermittel sollte es darum gehen, 
gezielt Angebotslücken auf den regionalen 
Wohnungsmärkten zu identifizieren, nach-
haltige Förderkonzepte und -ziele zu definie-
ren sowie deren Wirksamkeit permanent zu 
überprüfen.
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... Standards überdenken:
Auch der geförderte Wiener Wohnbau, eu-
ropaweit als Archetyp einer beständigen, vo-
rausschauenden sozialen Wohnungspolitik 
anerkannt, muss sich zukünftig auf weiteres 
Bevölkerungswachstum, steigende Grund-
stückspreise, Budgetkonsolidierungen und 
eine verstärkte Nachfrage nach preiswertem 
Wohnraum einstellen.
Mit dem neu aufgelegten Smart-Wohn-
bauprogramm wird nun ein innovatives Seg-
ment für besonders kostengünstige Wohnungen 
geschaffen: die Bruttomieten werden entspre-
chend den Gemeindewohnungen auf 7,50 
EUR/m2 begrenzt und die Wohnungsgrößen 
reduziert. Die ersten 2.000 bereits in der Pla-
nung befindlichen Wohnungen, die in kleine-
ren Einheiten über das Stadtgebiet verteilt in 
andere Projekte integriert werden, sollen den 
Beweis antreten, dass auch bei der Verkleine-
rung der Wohnungsgrößen kompakte, quali-
tätvolle und alltagstaugliche Grundrisse mit 
flexibler Raumaufteilung entstehen können 
(vgl. FörSter, 2012).
Wohnflächenverbrauch, technische Stan-
dards und die Anforderungen an Wohnkom-
fort und -qualität sind hoch – zu hoch, um 
noch für alle Nachfrager finanzierbar und 
bezahlbar zu sein. Vor allem im öffentlich 
geförderten Sektor stößt das System bei der 
Gratwanderung zwischen wirtschaftlicher 
Finanzierbarkeit und Bezahlbarkeit für den 
Einzelnen an seine Grenzen. Die Diskussi-
on um »einfaches Wohnen«, schlichte Stan-
dards, gute Architektur und nachfrageorien-
tierte Qualität sollte auf breiter Basis auf allen 
Planungsebenen geführt werden und letztlich 
zur Modifizierung von Förderprogrammen 
und -richtlinien führen.
... Bauland mobilisieren:
Reduzierte Baukosten alleine schaffen noch 
keinen preiswerten Wohnungsneubau, da die 
hohen innerstädtischen Grundstückspreise 
dies unmöglich machen. Daher wird auch 
hierzulande wieder vermehrt über das Für 
und Wider des in anderen Ländern weiter 
verbreiteten Erbbaurechts als ein brauchbares 
Instrument einer nachhaltigen kommuna-
len Bodenpolitik diskutiert. Attraktiv für die 
Städte erscheint die Möglichkeit, langfristig 
Grundstücksreserven aufzubauen und über 
vertragliche Festsetzungen im Erbbauver-
trag Nutzungsbindungen und Qualitäten zu 
sichern. Vorbehalte und mangelnde Akzep-
tanz kommen häufig von Seiten der privaten 
Investoren und den Finanzierungsinstituten 
(»Eigentum zweiter Klasse«) sowie den Käm-
mereien, die lieber kurzfristige Gewinne aus 
Grundstücksveräußerungen im städtischen 
Haushalt verbuchen möchten.
Der »wohnfonds_wien« oder Grund-
stücksfonds wie das Modell der »Community 
Land Trusts« aus den USA, deren Ideen nun 
auch in Europa (Großbritannien und Belgien) 
erprobt werden, oder das niederländische Mo-
dell des »Koopgarant«, das die Weiterveräu-
ßerung von Grundstücken und Immobilien 
begrenzt, sind Modelle die Liegenschaftsma-
nagement, qualitätvolle Projektentwicklung 
und dauerhafte Bezahlbarkeit verknüpfen 
(vgl. BBr, 2006; geMeente aMSterDaM, o.J.).
Einige Städte wie Amsterdam, wo Grund 
und Boden traditionell ein knappes Gut dar-
stellt, versuchen schon in langer Tradition 
Düsseldorf – Solarsiedlung 
am Medienhafen
Maastricht – Innerstädtisches 
Wohnen Ceramiquegelände
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die Verfügungsrechte über Grund und Bo-
den durch die Vergabe von Erbbaurechten in 
der Hand zu behalten. Durch zusätzliche so 
genannte »Erbpachtsubventionen« soll hier 
sichergestellt werden, dass auch durch eine 
spätere Erhöhung des Erbpachtzinses nie-
mand verdrängt wird.
Hohe Grundstückspreise, fehlende öf-
fentliche Verfügungsrechte und ein zuneh-
mend knappes Flächenangebot sollten auch 
(oder gerade) in deutschen Städten mit ange-
spannten Wohnungsmärkten Anlass bieten, 
verstärkt über alternative Wege des Liegen-
schaftsmanagements und der Flächenvergabe 
nachzudenken.
... Bündnispartner suchen:
Die Kombination aus angespannter Marktla-
ge und begrenzten kommunalen Handlungs-
möglichkeiten führt dazu, dass Städte sich 
wieder vermehrt um »Bündnispartner« zur 
Sicherung bezahlbaren Wohnraums und so-
zialer Mischung bemühen. Neben den städ-
tischen Wohnungsunternehmen werden zu-
nehmend die Unternehmen interessant, die 
nicht ausschließlich profitorientiert agieren, 
eine Bindung an den Ort entwickeln und mit 
ihren Projekten langfristige Perspektiven ver-
binden – beispielsweise kleine, private Woh-
nungsunternehmen, private Kleineigentü-
mer, Baugruppen und Gemeinschaftsprojekte 
oder Genossenschaften.
Die Freie und Hansestadt Hamburg kann 
bei ihren strategischen Bündnissen gleich in 
mehrfacher Hinsicht auf solche »besonde-
ren« Partner setzen: Auf den kommunalen 
Wohnungskonzern SAGA GWG, die rund 
30 Wohnungsbaugenossenschaften und eine 
breite Landschaft von gemeinschaftlichen 
Wohnprojekten und Baugruppen. Das 2007 
beschlossene Gesetz zur Einrichtung von 
Housing Improvment Districts (HIDs) bie-
tet die Möglichkeit, private Initiative (damit 
zukünftig auch private Kleineigentümer) in 
die Stabilisierung und Entwicklung so ge-
nannter Innovationsquartiere einzubeziehen 
(vgl. FrieSecke, 2007; gorgoL 2009; krüger, 
2008).
Win-Win-Situationen zwischen Stadt und 
Wohnungswirtschaft sind in der Stadterneu-
erung und im Stadtumbau vor allem mit den 
großen Wohnungsunternehmen schon er-
probt. Bleibt die Frage, wie sich diese Bünd-
nisse verbreitern und festigen lassen. Die 
Rückbesinnung auf alte gemeinwohlorien-
tierte »Deals« wie die Ende der 1980er Jah-
re abgeschaffte Wohnungsgemeinnützigkeit 
könnte helfen, die Wohnungsversorgung 
wieder stärker als Gemeinschaftsaufgabe von 
Stadt, Wohnungswirtschaft und privaten Ak-
teuren zu gestalten. Das Prinzip Förderung 
gegen Selbstverpflichtung muss dabei nicht an 
eine bestimmte Rechts- oder Unternehmens-
form gebunden sein – bevorzugt (bei der 
Grundstücks- oder Fördermittelvergabe oder 
durch Steuervorteile) werden diejenigen, die 
dauerhaft eine »messbare«, gemeinwohlori-
entierte Gegenleistung bieten.
Fazit
Die Einflussfaktoren sind komplex, die He-
rausforderungen vielfältig und je nach Pro-
blemlage regional sehr unterschiedlich – 
dieser Beitrag hat den Blick auf die derzeit 
angespannten Märkte in Großstädten gerich-
tet und einen Ausschnitt aus dem Repertoire 
von »ortsspezifischen« Handlungsansätzen 
und Strategien, mit denen deutsche (und eu-
ropäische) Großstädte auf eine »zeittypische« 
Marktlage reagieren, gezeigt. Es gibt keine 
einfachen übertragbaren Rezepte, aber vie-
le gute Lösungen im Detail und langjährige 
Erfahrungen, denen oft nur wenig Aufmerk-
samkeit geschenkt wird.
Eins sollte deutlich geworden sein: Städte, 
in denen die Wohnungsversorgung in langer 
Tradition einen durchgehend hohen Stellen-
wert hat, sind auch in angespannten Markt-
lagen handlungsfähiger – siehe Amsterdam, 
München oder Wien. Sie verfügen über ein 
austariertes System von erprobten wohnungs-
politischen Instrumenten, sichern öffentliche 
Verfügungsrechte über Grund und Boden, 
erhalten preiswerte Bestände, die dem Markt 
Hamburg-Wandsbeck 
– Modernisierung und 
Nachverdichtung einer 60er 
Jahre Siedlung
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(dauerhaft) entzogen sind und kooperieren 
mit »gemeinwohlorientierten« Partnern. 
Doch auf boomenden, überhitzten Märkten 
stoßen auch ausgereifte lokale Konzepte und 
Strategien an ihre Grenzen.
Von der derzeit thematisierten »Woh-
nungsnot« sind im Wesentlichen die Groß-
städte betroffen – nicht alle gleichermaßen. 
Ob in wachsenden oder schrumpfenden Re-
gionen, es sind längst nicht alle Wohnungs-
fragen gelöst, aber auf der lokalen Ebene 
steigt die Bereitschaft, trotz begrenzter Hand-
lungsspielräume das Wohnen wieder auf die 
lokalpolitische Agenda zu setzen. Das woh-
nungspolitische Instrumentarium ist in den 
Grundzügen vorhanden, wenn die Anwen-
dung ausbleibt, fehlen zumeist der politi-
sche Wille, das notwendige Know-how oder 
die Ressourcen. Der Bund und die Länder 
sind hier weiterhin in der Pflicht, verlässli-
che Förderkorridore zu schaffen, rechtliche 
Rahmenbedingungen zu definieren und vor 
allem den notwendigen Wissenstransfer zu 
unterstützen.
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